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– 17. Wahlperiode – 
 

Gemäß Beschlussprotokoll über die 50. Sitzung des 
Abgeordnetenhauses von Berlin am 19. Juni 2014 

hat das Abgeordnetenhaus folgenden Beschluss gefasst: 
 

Empfehlungen des NSU-Untersuchungsausschusses umsetzen 
 
 

Im November 2011 hat das Bekanntwerden der Mordserie der rechtsextremen Terrorzelle „National-
sozialistischer Untergrund“ (NSU) das Land erschüttert. Auf Antrag der Abgeordneten aller fünf 
Fraktionen hat der Deutsche Bundestag am 26. Januar 2012 einen Untersuchungsausschuss eingerich-
tet, um einen Beitrag zur gründlichen und zügigen Aufklärung der Taten zu leisten. Am 22. August 
2013 hat der Untersuchungsausschuss seinen Abschlussbericht vorgestellt. Hierin kommen die Abge-
ordneten aller Fraktionen zu dem Schluss, dass unabhängig von den bereits ergriffenen und eingelei-
teten Maßnahmen eine Reihe von Korrekturen und Reformen dringend geboten sind, und geben ent-
sprechende gemeinsame Empfehlungen. 
 
Der Senat wird aufgefordert, die gemeinsamen Empfehlungen, soweit sie das Land Berlin betreffen, 
umzusetzen. Insbesondere folgende Punkte sind zu beachten: 
 
Mehr Offenheit für unterschiedliche Ermittlungsrichtungen 
 
– Der Senator für Inneres und Sport beauftragt den Polizeipräsidenten in Berlin einen Qualitätsstan-

dard zur Bearbeitung der Gewaltkriminalität unter Beachtung einer möglichen politischen Motiva-
tion der Tat zu entwickeln. Der Senat stellt organisatorisch sicher, dass in Fällen von Gewaltkri-
minalität, die wegen der Person des Opfers einen rassistisch oder anderweitig politisch motivierten 
Hintergrund haben könnten, diese eingehend geprüft und diese Prüfung nachvollziehbar dokumen-
tiert werden muss, wenn sich nicht aus Zeugenaussagen, Tatortspuren und ersten Ermittlungen ein 
hinreichend konkreter Tatverdacht in eine andere Richtung ergibt. Ein vom Opfer oder Zeugen 
angegebenes Motiv für die Tat muss von der Polizei verpflichtend aufgenommen und angemessen 
berücksichtigt werden. Insbesondere die Frage, wann der polizeiliche Staatsschutz zu beteiligen 
und Informationen bei Verfassungsschutzbehörden anzufragen sind, ist verbindlich zu regeln. Das 
„Merkblatt Rechtsextremismus“ der Berliner Schutz- und Kriminalpolizei ist dahingehend zu 
überarbeiten. 

 
– Der Senat ergreift die notwendigen Maßnahmen, um in der Berliner Polizei eine Arbeitskultur 

weiterzuentwickeln, die durch Diskurs- und Kritikfähigkeit geprägt ist. Selbstkritisches Denken ist 
Zeichen der Lernfähigkeit und Lernwilligkeit – nicht der Schwäche. Die Reflexion der eigenen 
Arbeit und der Umgang mit Fehlern sind zum Gegenstand der polizeilichen Aus- und Fortbildung 
zu machen. Durch den Einsatz von Supervision als Reflexions- und Beratungsinstrument für die 
Beschäftigten der Polizei sind die Erfolge der individuellen Bildungsmaßnahmen zu prüfen und 
nachhaltig zu sichern. 
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Analyse und Erfassen rechtsmotivierter Straftaten verbessern 
 
– Der Senat führt einen verbindlichen gegenseitigen Informationsaustausch zwischen Polizei und 

Justiz sowie eine „Verlaufsstatistik PMK“ ein. 
 
– Der Senator für Justiz und Verbraucherschutz ergreift die notwendigen Maßnahmen, damit das in 

§ 145 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) geregelte Substitutionsrecht, d. h. das Recht der Behör-
denleitung eine andere als die zunächst zuständige Staatsanwältin bzw. Staatsanwalt mit den Er-
mittlungen zu beauftragen, auch tatsächlich genutzt wird, um bei komplexen Großverfahren eine 
geeignete sachleitende Staatsanwältin bzw. Staatsanwalt auszuwählen. 

 
– Der Senator für Inneres und Sport ergreift in Zusammenarbeit mit dem Polizeipräsidenten in Ber-

lin die notwendigen organisatorischen Maßnahmen, damit Ermittler unterschiedlicher Fachzustän-
digkeiten dergestalt zusammenarbeiten, dass bei mutmaßlichen Straftätern deliktsübergreifend ih-
re Gefährlichkeit richtig eingeschätzt wird. Der polizeiliche Staatsschutz behält die Rädelsführer 
der rechtsextremistischen Szene im Blick. 

 
Mit Vielfalt kompetent umgehen 
 
– Der Senat ergreift die notwendigen Maßnahmen, um mehr junge Menschen unterschiedlicher 

Herkunft für den Polizeiberuf zu gewinnen. 
 
– Der Senat ergreift die notwendigen Maßnahmen, um „Interkulturelle Kompetenzen“ zu einem 

festen und verpflichtenden Bestandteil der Polizeiausbildung zu machen, die zu einem professio-
nellen Umgang mit gesellschaftlicher Vielfalt befähigen. Die Umsetzung der Aus- und Fortbil-
dungsziele in der Praxis muss kontinuierlich überprüft werden. 

 
– Der Senat ergreift die notwendigen Maßnahmen, damit die Kommunikation mit Opfern bezie-

hungsweise Hinterbliebenen, deren nächsten Angehörigen und ihnen nahestehenden Personen von 
dafür speziell geschulten Kräften der Polizei wahrgenommen wird. 

 
– Der Senat ergreift die notwendigen Maßnahmen, damit Opferzeugen, wenn sie bei Ermittlungen 

befragt werden oder selbst Anzeige erstatten, verpflichtend und wenn erforderlich in ihrer Mutter-
sprache auf ihr Recht hingewiesen werden, dass neben einem Anwalt auch eine Person ihres Ver-
trauens an der Vernehmung teilnehmen kann. Dieser Hinweis muss dokumentiert werden.  

 
– Der Senat ergreift die notwendigen Maßnahmen, damit Opfer mutmaßlich rassistisch oder ander-

weitig politisch motivierter Gewalt, wenn sie Anzeige erstatten, Strafantrag stellen oder als Zeuge 
vernommen werden, auf die spezialisierten Beratungsangebote auch in freier Trägerschaft und auf 
Entschädigungsansprüche für Betroffene solcher Straftaten hingewiesen werden und die entspre-
chenden Kontaktdaten ausgehändigt bekommen. Auch diese Hinweise müssen dokumentiert wer-
den. 

 
Eigene Ermittlungen überprüfen 
 
– Bei komplexen Verfahren soll sich eine eigene Organisationseinheit innerhalb der ermittlungsfüh-

renden Dienststelle der kontinuierlichen und kritischen Evaluation der einzelnen Ermittlungs-
schritte und Auswertungsergebnisse widmen. 

 
– Laufende, aber erfolglos bleibende Ermittlungen zu herausragend schweren Straftaten sollen nach 

einer bestimmten Zeit von Grund auf nochmals durch bisher nicht mit dem Fall befasste erfahrene 
Ermittler überprüft werden. 

 
– Als ungelöst abgeschlossene Fälle schwerer Straftaten sollen bei Fortschritten insbesondere der 

technischen Ermittlungsmöglichkeiten daraufhin gesichtet werden, ob erfolgsversprechende Er-
mittlungsansätze gewonnen werden können und dann gegebenenfalls neu aufgerollt werden („cold 
case units“). 
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Gefahren des Rechtsterrorismus richtig einschätzen lernen 
 
– Die Ermittlungen zu Fällen, die der 2. Untersuchungsausschuss – „Terrorgruppe nationalsozialis-

tischer Untergrund“ – des Deutschen Bundestages beleuchtet hat, sind in der Aus- und Fortbil-
dung für Polizistinnen und Polizisten aller Laufbahnen in geeigneter Weise zu behandeln. In der 
Aus- und Fortbildung für Führungskräfte sind die Fälle analytisch aufzuarbeiten und szenarien-
mäßig durchzuspielen. 

 
– In der Aus- und Fortbildung sind die Grundlagen für eine reibungslose Zusammenarbeit aller Po-

lizeibehörden in der föderalen Sicherheitsarchitektur zu legen und Verständnis für die unterschied-
lichen Aufgaben unterschiedlicher Sicherheitsbehörden zu wecken. 

 
– Die Aus- und Fortbildung der Polizei hat insbesondere für den Staatsschutz die Grundlage dafür 

zu legen, dass Rechtsextremismus und Rechtsterrorismus in ihrer Gefährlichkeit nicht unterschätzt 
werden. Zudem sollen Wissenschaft und zivilgesellschaftliche Organisationen in die Aus- und 
Fortbildung einbezogen werden. 

 
– Die Aus- und Fortbildungsangebote für Richterinnen und Richter und die Aus- und Fortbildung 

für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte und Justizvollzugsbedienstete haben die Grundlage dafür 
zu legen, dass Rechtsextremismus und Rechtsterrorismus in ihrer Gefährlichkeit nicht unterschätzt 
werden. In die Aus- und Fortbildung sollen die Wissenschaft und zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen einbezogen werden. 

 
Dem Abgeordnetenhaus ist bis zum 30. Juni 2015 zu berichten. 
 
 
 

 Für die Richtigkeit: 
 Berlin, den 19. Juni 2014 
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